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KVV
Art. 49 Art. 49 Abs. 2

2 Die Beschränkungen der Anzahl zugelassener Pflegefachmänner und Pflegefachfrauen 
(Art. 55b KVG) durch die Kantone bleiben vorbehalten.

Art. 51 Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu Hause Art. 51 Abs. 1 Bst. abis und Abs. 2
Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu Hause werden zugelassen, wenn sie die folgenden 
Voraussetzungen erfüllen:

1 Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu Hause werden zugelassen, wenn sie die folgenden 
Voraussetzungen erfüllen:

a. Sie sind nach der Gesetzgebung des Kantons, in dem sie tätig sind, zugelassen.
abis. Sie verfügen über einen kantonalen Leistungsauftrag.

b. Sie haben ihren örtlichen, zeitlichen, sachlichen und personellen Tätigkeitsbereich 
festgelegt.

c. Sie verfügen über das erforderliche Fachpersonal, das eine dem Tätigkeitsbereich 
entsprechende Ausbildung hat. 

d. Sie verfügen über die für die Leistungserbringung notwendigen Einrichtungen.
e. Sie weisen nach, dass sie die Qualitätsanforderungen nach Artikel 58g erfüllen.

2 Die Beschränkungen der Anzahl zugelassener Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu 
Hause (Art. 55b KVG) durch die Kantone bleiben vorbehalten.

Übergangsbestimmung zur Änderung vom …
Die Kantone erteilen innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten der Änderung vom … den 
Organisationen der Krankenpflege und Hilfe zu Hause, die bei Inkrafttreten dieser Änderung bereits 
zugelassen sind und Ausbildungsleistungen im Sinne von Artikel 4 des Bundesgesetzes vom … über 
die Förderung der Ausbildung im Bereich der Pflege1 erbringen oder zu erbringen beabsichtigen, 
einen Leistungsauftrag im Sinne von Artikel 36a Absatz 3.

1 SR …



Eidgenössisches Departement des Innern EDI

Bundesamt für Gesundheit BAG

Geltendes Recht Entwurf für die Vernehmlassung

Die Gültigkeitsdauer von Artikel 51 Absatz 1 Buchstabe abis ist bis … befristet.

KLV
Die Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a, Absatz 2 Buchstabe a Ziffer 3, Absatz 2bis Buchstaben a und 
b, 8a Absätze 1 und 1bis, 9 Absatz 1, 9c Absatz 1 Buchstabe a, 15 Absatz 1 werden in der 
französischen Fassung zur Vereinheitlichung mit der Terminologie von Artikel 49 KVV geändert, 
wo nur der Begriff «infirmier» verwendet wird. Diese Anpassungen betreffen nur die französische 
Fassung. 

Art. 7 Umschreibung des Leistungsbereichs Art. 7 Abs. 2bis Bst. c und Abs. 4
2bis Die folgenden Leistungsvoraussetzungen müssen erfüllt sein: 2bis Die folgenden Leistungsvoraussetzungen müssen erfüllt sein:

a. Die Leistungen nach Absatz 2 Buchstabe a Ziffer 3 müssen durch eine Pflegefachfrau oder 
einen Pflegefachmann (Art. 49 KVV) vorgenommen werden, die oder der eine zweijährige 
praktische Tätigkeit in interdisziplinärer Zusammenarbeit und im Patientenmanagement in 
Netzwerken nachweisen kann.

b. Die Abklärung, ob Massnahmen nach Absatz 2 Buchstaben b Ziffern 13 und 14 und c Ziffer 
2 durchgeführt werden sollen, muss von einer Pflegefachfrau oder einem Pflegefachmann 
(Art. 49 KVV) vorgenommen werden, die oder der eine zweijährige praktische Tätigkeit in 
der Fachrichtung Psychiatrie nachweisen kann.

c. Die Leistungen nach Absatz 2 Buchstaben a und c, die nicht auf ärztliche Anordnung oder 
ärztlichen Auftrag hin erbracht werden, müssen von einem Pflegefachmann oder einer 
Pflegefachfrau (Art. 49 KVV) erbracht werden, der oder die eine zweijährige 
Berufserfahrung in dem Bereich nachweisen kann, in dem die praktische Tätigkeit nach 
Artikel 49 Buchstabe b KVV ausgeübt wurde.

4 Die Leistungen nach Absatz 2 Buchstaben a und c können von Personen oder Institutionen im 
Sinne von Absatz 1 Buchstaben a und b ohne ärztliche Anordnung oder ärztlichen Auftrag aufgrund 
der Bedarfsabklärung nach Absatz 2 Buchstabe a und Artikel 8 erbracht werden. 
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Art. 8a Bedarfsermittlung
1 Die Ermittlung des Bedarfs an Leistungen nach Artikel 7 Absatz 2, die zur Umsetzung des 
ärztlichen Auftrages oder der ärztlichen Anordnung nach Artikel 8 notwendig sind 
(Bedarfsermittlung), erfolgt durch einen Pflegefachmann oder eine Pflegefachfrau nach Artikel 49 
KVV in Zusammenarbeit mit dem Patienten oder der Patientin oder den Angehörigen. Das Ergebnis 
der Bedarfsermittlung ist umgehend dem Arzt oder der Ärztin zur Kenntnisnahme zuzustellen, 
welcher oder welche die Anordnung oder den Auftrag erteilt hat.

Art. 8a Abs. 1bis und 8 

1bis Die Bedarfsermittlung für Leistungen nach Artikel 7 Absatz 2 Buchstaben a und c, die ohne 
ärztlichen Auftrag oder ärztliche Anordnung von einem Pflegefachmann oder einer Pflegefachfrau 
nach Artikel 49 KVV erbracht werden können, wird von diesem oder dieser in Zusammenarbeit mit 
dem Patienten oder der Patientin oder dessen oder deren Angehörigen durchgeführt. Das Ergebnis 
ist umgehend dem behandelnden Arzt oder der behandelnden Ärztin zur Kenntnisnahme zuzustellen. 
Muss eine Bedarfsermittlung nach Absatz 1 erneut durchgeführt werden, darf diese nur in 
Zusammenarbeit mit dem behandelnden Arzt oder der behandelnden Ärztin und dem 
Pflegefachmann oder der Pflegefachfrau durchgeführt werden, der oder die die erste 
Bedarfsermittlung vorgenommen hat.

2 Ergibt die Bedarfsermittlung, dass Leistungen nach Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b notwendig 
sind, so wird für diese die ausdrückliche Zustimmung des Arztes oder der Ärztin benötigt. Erteilt 
dieser oder diese die ausdrückliche Zustimmung nicht, so ist die Bedarfsermittlung erneut 
durchzuführen. Die erneute Bedarfsermittlung erfolgt unter ärztlicher Mitwirkung, wenn der Arzt 
oder die Ärztin dies als notwendig erachtet.
3 Die Bedarfsermittlung umfasst die Beurteilung der Gesamtsituation des Patienten oder der 
Patientin sowie die Abklärung des Umfeldes.
4 Sie erfolgt aufgrund einheitlicher Kriterien. Ihr Ergebnis wird auf einem einheitlichen Formular, 
das von Leistungserbringern und Versicherern gemeinsam erarbeitet wurde, festgehalten. Dort ist 
insbesondere der voraussichtliche Zeitaufwand anzugeben.
5 Das für die Bedarfsermittlung verwendete Instrument muss die Erfassung der Daten zu 
medizinischen Qualitätsindikatoren nach Artikel 59a Absatz 1 Buchstabe f KVG mittels Daten, die 
bei der Bedarfsermittlung routinemässig erhoben werden, ermöglichen.
6 Der Versicherer kann verlangen, dass ihm diejenigen Elemente der Bedarfsermittlung mitgeteilt 
werden, welche die Leistungen nach Artikel 7 Absatz 2 betreffen.
7 Nach einer Verlängerung oder einer Erneuerung eines ärztlichen Auftrages oder einer ärztlichen 
Anordnung bedarf es einer neuen Bedarfsermittlung.
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8 Bei Pflegeleistungen, die ohne ärztliche Anordnung oder ärztlichen Auftrag erbracht werden, muss 
spätestens neun Monate nach der ersten Bedarfsermittlung wieder eine Bedarfsermittlung erfolgen. 
Ohne Zustimmung des behandelnden Arztes oder der behandelnden Ärztin ist nur eine einzige 
Erneuerung möglich.


